Leserbrief
zu: „Essener Energieversorger Steag klagt gegen Spanien“ (WAZ 30.7.2014)

Nur Blauäugigkeit?

Wie zu befürchten war, will die Bezirksregierung Düsseldorf als zuständige Kommunalaufsicht den Kauf des Energiekonzerns Steag durch sieben Revierstädte absegnen. Man erwarte allerdings – offenbar mit Blick auf die zahlreichen Auslandsaktivitäten der Steag - „eine stringente Berichtspflicht der Steag-Gesellschaften gegenüber den Räten der beteiligten Kommunen“ (WAZ v. Donnerstag).

Wie die Stadträte, wie die Kommunalverwaltungen eine effektive Kontrolle, und Steuerung des Unternehmens, hinbekommen sollen, steht jedoch in den Sternen. Stadtverwaltungen, die in der Vergangenheit personell und fachlich so ausgedünnt wurden, dass sie große Bauprojekte nicht mehr ohne Hilfe von privaten Konzernen bewältigen können, sollen also in der Lage sein, einen Großkonzern mit vielen Auslandsaktivitäten zu kontrollieren? Nicht zu glauben. Und zwar auch deshalb nicht, weil es hier nicht nur um die finanzielle Seite der Steag-Geschäfte geht. 

Die Ruhrgebietsgemeinden haben sich 2010 im Rahmen des Projekts Faire Kulturhauptstadt RUHR auf eine sozial verantwortliche Beschaffung verpflichtet. Sie haben damals die MAGNA CHARTA RUHR 2010 gegen ausbeuterische Kinderarbeit unterschrieben. STEAG betreibt z.B. in Kolumbien ein Kraftwerk, das seine Kohle – nach eigenen Angaben - überwiegend aus den umliegenden informellen Minen bezieht, zumeist kleine Familienbetriebe. Angesichts der sozialen Situation in Kolumbien gehen Wissenschaftler und selbst leitende Mitarbeiter vor Ort davon aus, dass nicht sichergestellt werden kann, dass hier nicht auch Kinder beim Abbau eingesetzt werden.

Außerdem bezieht der Steag-Konzern zu großen Teilen seine Kohle für die eigenen Kraftwerke hier und für den Weiterverkauf aus der kolumbianische Steinkohlen-Mine El Cerrejón. Die Verstöße gegen international vereinbarte Arbeits- und Umweltstandards sind zahlreich. Ein besonderes Kapitel ist die schleppende und vielfach mit Druck verbundene Umsiedlungspolitik der Minengesellschaft. Der Verlust des angestammten Dorfes sowie der Wälder, Weiden und Fischgründe für die dort lebenden indigenen Gemeinden ist gleichbedeutend mit einer Zerstörung ihrer wirtschaftlichen Grundlagen.

STEAG wurde von uns – über den Dortmunder OB bzw. die Dortmunder Stadtwerke – zu einer Stellungnahme zu den dort erhobenen Vorwürfen aufgefordert. Die Antworten der STEAG-Geschäftsführung waren ausweichend und tendenziell beschönigend. Seit über einem Jahr herrscht von allen Seiten nur noch Funkstille. Es geht nur noch um die Gewinne des Steag-Konzerns. Die von ihm mit zu verantwortenden Menschenrechtsverletzungen sind gottlob weit weg.

Für die Intiative Dortmund-Kolumbien:
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Die Initiative Dortmund-Kolumbien besteht aus:

* Attac Regionalgruppe Dortmund, 

* Bündnis demokratische Energie-Wende kommunal 

* Iberoamerika-Kreis der Auslandsgesellschaft NRW 

* Informationszentrum 3. Welt: 

* Werkstatt Ökumene Eine Welt der ev. Kirche Dortmund/Lünen
